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1
Öffentliche Unternehmen
im „Modell Deutschland“

Die Prozesse der Liberalisierung und Pri-
vatisierung sind Ausdruck einer grund-
legenden Transformation des „Modell
Deutschland“. Dieser Begriff, der in den
1970er Jahren als politischer Wahlslogan
der Sozialdemokratie prominent geworden
war, bezog sich analytisch auf einige Ei-
gentümlichkeiten des deutschen Wirt-
schaftsmodells (Simonis 1998). Hierzu
zählten unter anderem der hohe Stellen-
wert der industriellen Produktion, die ko-
ordinierende Rolle der Banken, das heißt
die sogenannte „Deutschland AG“, eine
Spezialisierung auf bestimmte Investi-
tionsgüter, ein hochqualifiziertes Arbeits-
kräftereservoir sowie die ausgeprägte wirt-
schaftliche Exportorientierung, die durch
eine strukturelle Unterbewertung der D-
Mark währungspolitisch gefördert wurde.
Doch nicht nur die Geldpolitik der Bun-
desbank, auch das System der „ausgehan-
delten Demokratie“, d. h. die föderal-de-
zentralen Strukturen des Politikmanage-
ments und der korporatistische Interessen-
ausgleich, trugen mit dazu bei, dass sich die
deutsche Ökonomie in den Nachkriegs-
jahrzehnten dynamisch entfalten konnte
(Ryner 2003, S. 202ff.).

1.1 DAS SYSTEM DER „GEMISCHTEN
WIRTSCHAFTSORDNUNG“

Es wäre jedoch verkürzt, das „Modell
Deutschland“ auf die Kooperation zwi-
schen Exportindustrie und Gewerkschaf-
ten zu reduzieren. Es umschloss auch eine

rungsforderungen jedoch nur proklamiert,
nicht aber realisiert. Im Gegenteil, gegen
Ende der 1950er, Anfang der 1960er Jahre
kam es sogar zu einer begrenzten Teilpriva-
tisierung staatlicher Industrieunterneh-
men wie Preussag, VW oder VEBA.

Angesichts des relativ bescheidenen
staatlichen Industriebesitzes bestand ein
zweites Merkmal des bundesdeutschen öf-
fentlichen Sektors darin, dass er sich vor-
nehmlich auf den Infrastrukturbereich
stützte. Der Aufbau der öffentlichen Ver-
sorgungswirtschaft vollzog sich bereits
während des 19. Jahrhunderts im Kontext
der Industrialisierung. Nachdem zunächst
die Kanalisation und Müllabfuhr sowie 
eine Reihe sozialer Institutionen durch die
öffentliche Hand organisiert worden wa-
ren, kristallisierte sich mit der öffentlichen
Wasser-, Gas- und Stromversorgung und
dem öffentlichen Nahverkehr seit den
1850er Jahren der „Kern der modernen
Kommunalwirtschaft heraus“ (Ambrosius
2002, S. 16). Einige Infrastrukturdienstleis-
tungen, insbesondere die großräumigen
Universaldienste wie die Stromversorgung,
das Post- und Fernmeldewesen oder der 
Eisenbahnverkehr, wurden zunehmend
zentral organisiert.

Drittens war der öffentliche Infrastruk-
turbereich durch eine spezifische Kompe-
tenzverteilung von Bund, Ländern und
Kommunen geprägt (Esser 1994, S. 106ff.).
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gemischte Wirtschaftsordnung mit einem
umfassenden öffentlichen Sektor. Dessen
Funktion bestand zum einen darin, be-
triebswirtschaftlich nicht rentable, volks-
wirtschaftlich aber notwendige Aufgaben
zu übernehmen, um das Wirtschaftswachs-
tum und die Arbeitsproduktivität zu för-
dern. Zum anderen bildete der öffentliche
Sektor ein politisches Instrument, um den
wirtschaftlichen Prozess aktiv zu gestalten
und mit konkurrierenden sozialen Zielset-
zungen in Übereinstimmung zu bringen.
Hierdurch konnten nicht nur die Industrie-
beschäftigten, sondern auch andere soziale
Gruppen an den Effekten des Wirtschafts-
wachstums und der Produktivitätsentwick-
lung als Beschäftigte und Verbraucher teil-
haben, was wiederum zur Folge hatte, dass
der korporatistische Klassenkompromiss
auf eine relativ breite gesellschaftliche
Grundlage gestellt wurde.

Im Vergleich mit anderen entwickel-
ten kapitalistischen Gesellschaften war 
der öffentliche Sektor der Bundesrepublik
Deutschland nach 1945 freilich durch eini-
ge Besonderheiten geprägt:

Erstens spielten staatliche Industrieun-
ternehmen eine vergleichsweise geringe
Rolle (Esser 1994, S. 108f.). In der Weima-
rer Republik und im Nationalsozialismus
hatten sich in der Energieerzeugung, im
Schiffbau und in der Automobilproduk-
tion zwar einige kriegswirtschaftlich rele-
vante zentralstaatliche Industriebetriebe
herausgebildet (z. B. VIAG, Salzgitter AG
oder VW), und auch die Länder kontrol-
lierten – zum Teil zusammen mit dem 
Zentralstaat – einige Bergbau-, Elektrizi-
täts- und Chemieunternehmen (Tofaute
1994, S. 147ff.). Anders als in vielen ande-
ren Staaten wurden nach dem Zweiten
Weltkrieg in Westdeutschland Sozialisie-
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Zwischen den Ebenen gab es zahlreiche
Überlappungen. Der Bund konzentrierte
sich jedoch vornehmlich auf die Bereit-
stellung großräumiger Infrastrukturdienst-
leistungen, wie z. B. Bahn, Post, Fernmel-
dewesen, Flug- und Schiffsverkehr oder 
Straßenbau, während die Länder für die
Organisation des Bildungs- und Wissen-
schaftssystems, des Rundfunks oder der
Landesbanken verantwortlich waren. Ein
Großteil der öffentlichen Versorgungsleis-
tungen – von der Wasser- und Energiever-
sorgung über die Abfallbeseitigung, den
ÖPNV und die Sparkassen bis hin zu Kin-
dergärten und vielen Freizeit- und Kultur-
einrichtungen – lag allerdings in der Hand
der Kommunen.

Die Organisation des öffentlichen Sek-
tors veränderte sich in den Jahrzehnten
nach dem Zweiten Weltkrieg nur wenig. Sie
stützte sich auf einen parteiübergreifenden
Konsens, dessen impliziter Referenzpunkt
die Konzeption der „öffentlichen Daseins-
vorsorge“ war. Diese Konzeption war ur-
sprünglich 1938 von Ernst Forsthoff im Sin-
ne der nationalsozialistischen Gemein-
schaftsideologie entwickelt, nach 1945 dann
jedoch der völkischen Elemente entkleidet
worden (Püttner 2000, S. 46ff.). Sie besagt
im Kern, dass der Staat eine gemeinwirt-
schaftliche Verantwortung und aktive Rolle
bei der Förderung des Gemeinwohls zu
übernehmen hat. Mit der Entwicklung 
des „Modells Deutschland“ wurde dieser
Staatsauftrag allerdings spezifisch akzentu-
iert. Die konjunkturpolitischen Steue-
rungs- und Interventionsmöglichkeiten des
öffentlichen Sektors blieben angesichts des
begrenzten Umfangs staatlicher Industrie-
unternehmen zunächst relativ bescheiden.
Gegen Ende der 1960er Jahre schien sich
dies mit der Konzeption der Globalsteue-
rung dann zu ändern. Doch faktisch wur-
den die – vornehmlich mittelbaren – staat-
lichen Industriebeteiligungen nur unwe-
sentlich ausgeweitet; und auch die Expan-
sion des öffentlichen Dienstleistungssektors
stieß angesichts der wirtschaftlichen Stag-
nation und öffentlichen Verschuldung in
den 1970er Jahren rasch an ihre Grenzen.

1.2 NEOKONSERVATIVER 
GESELLSCHAFTSUMBAU: 
INKREMENTELLE PRIVATISIERUNG

Diese Grenzen zeigten sich auch darin,
dass bereits die sozial-liberale Koalition 
in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre zu 
einer angebotsorientierten Wirtschaftspo-

litik überging. Der Kurswechsel wurde
durch die konservativ-liberale Regierung
nach 1982 weiter forciert. Neben der Haus-
haltskonsolidierung ging es der neuen Re-
gierung vor allem darum, die Marktkräfte
zu stärken und den Einfluss des Staates
zurückzuführen. In diesem Kontext wurde
auch eine konkrete Privatisierungsstrategie
entwickelt, deren Reichweite und prakti-
sche Umsetzung jedoch politisch um-
kämpft blieben (Mayer 2006, S. 209ff.). Ei-
ne wichtige Konfliktlinie verlief quer durch
die damalige Regierungskoalition. Wäh-
rend der Wirtschaftsflügel der CDU und
die FDP sich offensiv für die Privatisierung
von Staatsunternehmen aussprachen, ver-
traten die Sozialausschüsse der CDU und
große Teile der CSU eine eher abwehrende
Position. Sie wurden dabei durch viele Bun-
desländer unterstützt, für die die Staatsbe-
teiligungen ein wichtiges industrie- und 
innovationspolitisches Gestaltungsinstru-
ment darstellten. Die Spannungen inner-
halb des Regierungslagers schlugen sich
unter anderem darin nieder, dass die vom
Finanzministerium erstellte Privatisierungs-
liste mit insgesamt 13 Unternehmen wie-
derholt modifiziert wurde. Letztlich konn-
te sich der Bund in der zweiten Hälfte der
1980er Jahre der Beteiligung an wichtigen
Industriebetrieben – z. B.VEBA (1987),VW
(1988), VIAG (1988) oder Salzgitter AG
(1989) – zwar gänzlich entledigen, das Vo-
lumen der Privatisierungserlöse war mit ca.
9,4 Mrd. DM (1984–1990) jedoch gering.

In der öffentlichen Diskussion wurde
die Privatisierungsstrategie der 1980er Jah-
re nur punktuell politisiert. Dies war zum
einem dem begrenzten, weitgehend sym-
bolischen Charakter der Privatisierung so-
wie der Fokussierung auf den ohnehin re-
lativ kleinen Sektor staatlicher Industrie-
betriebe geschuldet (Esser 1994). Zum an-
deren gelang es der Sozialdemokratie und
den Gewerkschaften nur vereinzelt, die ne-
gativen Beschäftigungseffekte der Privati-
sierung zu thematisieren, indessen ma-
kroökonomisch und demokratiepolitisch
motivierte gemischtwirtschaftliche Ord-
nungsvorstellungen in der Öffentlichkeit
kaum noch einen positiven Widerhall er-
zeugten (Zeuner 1998, S. 291f.). So über-
rascht es wenig, dass die Privatisierungsbe-
fürworter in der Bundesregierung zuneh-
mend offensiver agieren konnten: Erstens
förderte das Bundespostministerium seit
Mitte der 1980er Jahre den Übergang zu ei-
nem dualen Rundfunksystem unter Betei-
ligung privater Sender. Zweitens wurde

1985 eine Regierungskommission Fern-
meldewesen eingerichtet, deren Überle-
gungen die Postreform I von 1989 anleite-
ten, d.h. die Aufspaltung der Bundespost in
die drei selbstständigen Unternehmen
Post, Telekom und Postbank. 1989 begann
das Bundesverkehrsministerium drittens
zudem damit, eine Konzeption für die Re-
form der Deutschen Bundesbahn auszuar-
beiten.Viertens schließlich erhöhte die Bun-
desregierung seit Ende der 1980er Jahre den
Druck auf die Länder und Kommunen, den
zentralstaatlichen Liberalisierungs- und Pri-
vatisierungsprozess aktiv zu unterstützen.

2
Erweiterung der 
Liberalisierungs- und 
Privatisierungsagenda

In den 1990er Jahren erfasste die Privatisie-
rungsstrategie auch den Bereich der öffent-
lichen Daseinsvorsorge. Hierbei handelte
es sich um einen Bereich, dessen staatliche
Organisation politisch-kulturell verankert
war. Eigentlich wäre daher eine wiederhol-
te Blockade der Liberalisierungs- und Pri-
vatisierungsinitiativen zu erwarten gewe-
sen. Doch genau diese Blockade fand nicht
statt. Im Gegenteil, nach anfänglichem Zö-
gern konnte der Paradigmenwechsel hin zu
einer marktliberalen Reorganisation des
öffentlichen Infrastrukturbereichs relativ
umfassend durchgesetzt werden. Der tra-
dierte „Produktions-“ oder „Leistungs-
staat“, der für die Bereitstellung der öffent-
lichen Infrastruktur selbst verantwortlich
ist, wurde Schritt für Schritt demontiert
und durch einen „Regulierungs-“ oder
„Gewährleistungsstaat“ ersetzt, der sich
darauf beschränkt, die privatwirtschaftli-
che Organisation und das Angebot öffent-
licher Versorgungsleistungen zu kontrollie-
ren (Grande/Eberlein 2000). Dieser Prozess
wurde dadurch gefördert, dass sich in der
Folge der deutschen Einheit und europäi-
schen Integration die politischen Diskurse
und Entscheidungsparameter verschoben
und sich auch die Handlungsspielräume
für alternative Organisationsformen ver-
engt hatten.

2.1 DIE DEUTSCHE EINHEIT 
UND DIE FOLGEN

Im Kontext der deutschen Einheit vollzog
sich zunächst ein gewisser Bruch mit der
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bisherigen – verhandlungspolitisch ge-
bremsten – Privatisierungsstrategie. Da der
öffentliche Sektor nach der Wende von
1989 vorübergehend stark angewachsen
war, wurde die Privatisierung der Volksei-
genen Betriebe (VEBs) der Treuhandan-
stalt übertragen, einer eigenständigen, dem
Finanzministerium unterstellten Institu-
tion des öffentlichen Rechts (Grosser
2003). Schon die Volkskammer der DDR
hatte im März 1990 den Beschluss gefasst,
diese von der Regierung kontrollierte In-
dustrie-Holding zu errichten, um die be-
stehenden Kombinate zu entflechten und
in marktfähige Kapitalgesellschaften um-
zuwandeln. Durch das Treuhandgesetz
vom Juni 1990, das die Regierung de Mai-
zière in enger Kooperation mit der bun-
desdeutschen Regierungskoalition aus
CDU, CSU und FDP entworfen hatte, wur-
de der Privatisierungs- und Reorganisa-
tionsauftrag weiter präzisiert; und zwar da-
hingehend, dass die Privatisierung Vorrang
haben sollte gegenüber sanierungs- und 
industriepolitischen Erwägungen (Mayer
2006, S. 222).

Der Treuhand waren anfangs etwa
8.500 VEBs – durch die Entflechtung stieg
die Zahl später noch deutlich an – mit etwa
4,1 Mio. Beschäftigten unterstellt. Die Pri-
vatisierung und Sanierung der VEBs erwies
sich als sehr schwierig, weil viele der Be-
triebe bereits zu DDR-Zeiten unrentabel
waren. Durch die Währungsunion und die
Konkurrenz mit westdeutschen und euro-
päischen Unternehmen wurde die Situati-
on weiter verschärft. Der Treuhand gelang
es bis zu ihrer Auflösung Ende 1994 zwar,
knapp 8.000 Betriebe vollständig zu priva-
tisieren oder zu kommunalisieren, zugleich
mehrten sich jedoch die wirtschaftlichen
und sozialen Kosten der privatisierungspo-
litisch dominierten Reorganisationsstrate-
gie. So wurden über 3.700 Unternehmen
liquidiert; die Zahl der Beschäftigten in den
ehemaligen VEBs schrumpfte von 4,1 auf
1,5 Mio. Personen; und das ursprünglich
proklamierte Ziel, die Kosten der deut-
schen Einheit durch die Privatisierung fi-
nanzieren zu können, wurde weit verfehlt
(Grosser 2003). Angesichts der Ausgaben
für Sozialpläne, laufende Betriebsverluste,
Bankenbürgschaften und andere Investi-
tions- und Subventionszusagen beendete
die Treuhandanstalt ihre Arbeit letztlich
mit einer Gesamtverschuldung von über
250 Mrd. DM, die nach 1994 auf mehrere
bundesstaatliche Folgegesellschaften auf-
geteilt wurde (Rügemer 2006, S. 39f.).

Trotz dieses Verlustgeschäftes erhöhte
sich in der Folge der deutschen Einheit der
Privatisierungsdruck. Dies lag vor allem
daran, dass sich die Reproduktionsbedin-
gungen des „Modells Deutschland“ be-
trächtlich gewandelt hatten. Auf der einen
Seite wurde die Exportorientierung der
deutschen Unternehmen nochmals ge-
stärkt. Bereits der Aufbau Ost war ein rie-
siges Konjunkturprogramm für die west-
deutsche Industrie. Zudem sorgten die ar-
beitsmarkt- und sozialpolitische Deregulie-
rung, die Lohnzurückhaltung der Gewerk-
schaften und die steuerliche Entlastung der
Unternehmen dafür,dass die deutsche Öko-
nomie zuletzt wieder einen beträchtli-
chen Leistungsbilanzüberschuss verzeich-
nen konnte (Huffschmid 2007, S. 314f.).Auf
der anderen Seite waren und sind die finan-
ziellen Belastungen der deutschen Einheit
aber enorm. Der Nettofinanztransfer von
West nach Ost belief sich für die Zeit von
1991 bis 2003 auf insgesamt 980 Mrd. €

(Busch 2005, S. 82). Die Aufbringung die-
ser Summe – durch erhöhte Sozialversiche-
rungsbeiträge und indirekte Steuern – be-
lastete nicht nur die Beschäftigten und
Konsumenten, sondern auch die öffentli-
chen Haushalte, deren Verschuldung sich
von 536 Mrd. € (1990) auf 1.566 Mrd. €

(2006) erhöhte (Bajohr 2007, S. 209).

2.2 EUROPÄISCHE INTEGRATION
UND REORGANISATION 
ÖFFENTLICHER DASEINSVORSORGE

Neben der deutschen Einheit stimulierte
auch der Prozess der europäischen Integra-
tion die Privatisierungspolitik der 1990er
Jahre.Von besonderer Bedeutung waren ei-
nige sektorale Liberalisierungsrichtlinien,
die sich auf zentrale Bereiche der öffentli-
chen Infrastruktur und Daseinsvorsorge
bezogen: so vor allem auf den Telekommu-
nikationssektor, das Postwesen, den Luft-
verkehr, die Bahn sowie die Strom- und
Gasversorgung. In all diesen Bereichen
kristallisiert sich seit Ende der 1980er Jah-
re ein neues europäisches Regulierungs-
modell heraus (Lippert 2005, S. 19ff.; Bie-
ling/Deckwirth 2008). Dieses Modell zielt
darauf, die ehemaligen staatlichen Mono-
polunternehmen zu entflechten, d.h. die
öffentlich garantierten Infrastrukturnetze
von deren Nutzung durch Dienstleistungs-
anbieter zu trennen, um den grenzüber-
schreitenden Wettbewerb zu fördern. Das
europäische Regulierungsmodell schreibt
keineswegs eine materielle Privatisierung

der öffentlichen Infrastrukturunterneh-
men vor. Es definiert durch die wettbe-
werbsrechtlichen Elemente der Liberalisie-
rungsrichtlinien jedoch einen Handlungs-
rahmen, der staatliche Beihilfen und Sub-
ventionen erschwert und eine formelle
Privatisierung, d.h. die Umwandlung von
öffentlich-rechtlichen in privatrechtlich
organisierte Unternehmen, begünstigt. Ge-
nau diese Vorgaben wurden vonseiten der
konservativ-liberalen Regierungskoalition
in den 1990er Jahren bereitwillig aufgegrif-
fen: erstens, um die ordnungspolitische
Entstaatlichungsstrategie zu beschleuni-
gen; zweitens, um die öffentlichen Haus-
halte durch Privatisierungserlöse wenig-
stens partiell zu entlasten; und drittens, um
durch die Mobilisierung privaten Kapitals
die infrastrukturpolitischen Investitions-
lücken zu schließen, die sich durch den Ver-
einigungsprozess noch vergrößert hatten.

POST- UND TELEKOMMUNIKATIONS-
SEKTOR

Im Zentrum der Privatisierungspolitik
stand zunächst der Post- und Telekommu-
nikationssektor (Deckwirth 2008). Der
Prozess war bereits durch die Postreform I
von 1989, d.h. durch die Aufspaltung der
Bundespost in die Unternehmen Post, Te-
lekom und Postbank eingeleitet worden.
Vor dem Hintergrund der Finanzproble-
me, die durch die Modernisierung der In-
frastruktur in Ostdeutschland entstanden
waren, und der Liberalisierungserforder-
nisse des EG-Binnenmarktes verständigte
sich die Bundesregierung mit der SPD –
gegen den Widerstand der Deutschen Post-
gewerkschaft (DPG) – auf die Postreform
II, die Anfang 1995 in Kraft trat (Zohlnhö-
fer 2001, S. 340ff.). Die Abstimmung mit
der SPD erfolgte mit Blick auf eine not-
wendige Änderung des Art. 87 des Grund-
gesetzes, durch die das leistungsstaatliche
Konzept des Verwaltungsmonopols durch
die Grundsätze einer privatwirtschaftlich-
wettbewerbsorientierten Infrastrukturpo-
litik ersetzt wurde.1 Nur so konnten die

1 Nach der Grundgesetzänderung vom Dezember
1993 waren auf Bundesebene nur noch wenige
Bereiche von einer Privatisierung verfassungs-
rechtlich ausgeschlossen: „der Auswärtige Dienst,
die Bundesfinanzverwaltung, die Verwaltung der
Bundeswasserstraßen und der Schifffahrt, die Bun-
deswehr(verwaltung), die Luft- und Eisenbahn-
verkehrsverwaltung, die Bundesbank sowie die
rechtsprechende Gewalt“ (Bajohr 2007, S. 240).



544 WSI Mitteilungen 10/2008

an (Engartner 2005, S. 916); und trotz der
Liberalisierung konnten sich bislang nur
wenige private Anbieter im Personenver-
kehr – etwas stärker im Güterverkehr – 
etablieren. Der angestrebte Börsengang
läuft nach kontroversen öffentlichen Dis-
kussionen über die Perspektiven des Ser-
vice-Angebots nur auf eine Minimallösung
hinaus. Die geplante Holding für den Fahr-
betrieb und die Logistik soll nur zu maxi-
mal 24,9 % privatisiert werden, während
das Schienennetz gänzlich im Besitz des
Bundes bleibt.

ENERGIEVERSORGUNG

Ein weiterer Bereich, in dem europäische
Liberalisierungsvorgaben die Privatisie-
rung begünstigt haben, ist die Energiever-
sorgung. Die großen privatrechtlich orga-
nisierten Verbundunternehmen dominier-
ten zwar schon länger den deutschen Ener-
giemarkt. Ihr Operationsfeld beschränkte
sich jedoch auf den Kraftwerkbetrieb und
die großen Leitungsnetze, während der
Endverbrauch den dezentralen Kommu-
nalunternehmen, d.h. vor allem den Stadt-
werken, vorbehalten war (Baur 2002). Wie
in den anderen Infrastruktursektoren hat-
te die EU 1996 eine Trennung von Netzbe-
trieb und Netznutzung und einen liberali-
sierten Netzzugang für konkurrierende
Unternehmen vorgeschrieben. In Deutsch-
land wurde diese Vorgabe mit dem neuen
Energiebewirtschaftungsgesetz von 1998
umgesetzt. Zugleich änderte sich hierdurch
die bis dahin bestehende Versorgungs-
struktur. Einerseits wurden die Energieun-
ternehmen durch die Liberalisierung – zu-
mindest potenziell – einem größeren Wett-
bewerb ausgesetzt. Andererseits eröffnete
die Aufhebung der lokalen Monopolstruk-
turen den Versorgungsunternehmen die
Möglichkeit, auch den Endverbrauch zu
übernehmen.

Angesichts der schwachen wettbe-
werbspolitischen Kontrollmechanismen –
in Deutschland wurde zunächst nur das
Modell eines zwischen den Markteilneh-
mern ausgehandelten Netzzugangs etab-
liert – wurde durch die Liberalisierung die
Fusionswelle in der Strom- und Gasver-
sorgung nochmals verstärkt. Im Prinzip 
ist der Strommarkt mittlerweile zwischen
vier großen Verbundunternehmen – RWE,
E.ON, EnBW und Vattenfall Europe – 
aufgeteilt. Über die Tochter-Unterneh-
men E.ON Ruhrgas und RWE-Thyssengas 
kontrollieren E.ON und RWE auch den

BAHNVERKEHR

Im Vergleich zum Post- und Telekommu-
nikationssektor stellt sich der Liberalisie-
rungs- und Privatisierungsprozess im
Bahnverkehr komplizierter dar. Dies liegt
vor allem daran, dass durch die Konkur-
renz des Straßen- und Luftverkehrs die
Deutsche Bundesbahn (DB) bereits in den
1980er Jahren finanziell unter Druck gera-
ten war und sich die Finanzprobleme im
Zuge der deutschen Einheit, d.h. durch den
Einbruch des Gütertransports für die
Deutsche Reichsbahn (DR) und einen
großen Modernisierungs- und Investi-
tionsbedarf in Ostdeutschland, weiter zu-
spitzten. Die erste Stufe der Bahnreform,
eingeleitet mit Inkrafttreten des Eisen-
bahnneuordnungsgesetzes Anfang 1994,
umfasste dabei folgende Elemente: erstens
die Entschuldung durch den Bund sowie
die Zusammenführung der DB und DR zur
Deutschen Bahn AG, d.h. die formelle Pri-
vatisierung durch die Umwandlung in eine
Kapitalgesellschaft; zweitens die Trennung
von Schienennetz und Fahrbetrieb, die
Einrichtung des Eisenbahnbundesamtes
(EBA) als Regulierungsbehörde sowie die
grundsätzliche Marktöffnung für andere
Wettbewerber gemäß den europäischen Li-
beralisierungsvorgaben; und drittens eine
Regionalisierung des schienengebundenen
Personennahverkehrs, durch die die Deut-
sche Bahn AG entlastet wurde und gemein-
wirtschaftliche Aufgaben den Bundeslän-
dern übertragen wurden.

Die Vorstandsvorsitzenden, von Heinz
Dürr über Johannes Ludewig bis Hartmut
Mehdorn, waren seit den 1990er Jahren
darauf bedacht, die Deutsche Bahn AG zu
einem modernen, international wettbe-
werbsfähigen Konzern zu entwickeln. Ne-
ben den Finanzierungs- und Investitions-
zusagen des Bundes sollte dies durch die
Stilllegung unrentabler Streckenabschnit-
te, einen umfassenden Personalabbau, die
Akquisition global operierender Logistik-
unternehmen wie Schenker/Railion und
BAX Global und eine Unternehmensreor-
ganisation geschehen. Mit der zweiten Stu-
fe der Bahnreform von 1999 wurde die
Deutsche Bahn AG in eine Holding mit
fünf eigenständigen Tochterunternehmen
umgewandelt. Ungeachtet dieser Maßnah-
men konnten die angestrebten Ziele jedoch
nur bedingt realisiert werden (Deckwirth
2008): Nach der Entschuldung häufte die
Deutsche Bahn AG von 1994 bis 2004 er-
neut Verbindlichkeiten von über 38 Mrd. €

drei Unternehmen Post, Telekom und Post-
bank in eigenständige Aktiengesellschaften
umgewandelt, also formell, später dann
auch materiell, privatisiert werden. Im Fall
der Deutschen Telekom erfolgte die mate-
rielle Privatisierung sehr schnell. Schon
1996 wurde das Unternehmen im An-
schluss an eine Werbekampagne für „Volks-
aktien“ an der Börse platziert, bevor die
rot-grüne Koalition die materielle Privati-
sierung durch weitere Aktienverkaufspro-
gramme in den Jahren 1999 und 2000 fort-
setzte. Ende 2006 verfügte der Bund direkt
nur noch über 16,9 % und indirekt, d.h.
über die Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW), nur noch über 14,8 % der Unter-
nehmensanteile. Im Vergleich zur Telekom
lief die Privatisierung der Deutschen Post
etwas später an. Im Anschluss an den Bör-
sengang im Jahr 2000 beschleunigte sich
der Prozess jedoch enorm. 2005 hatte der
Bund seine Mehrheitsbeteiligung aufgege-
ben, sodass die KfW inzwischen nur noch
über einen Anteil von 30,5 % verfügt (Bun-
desministerium der Finanzen 2007, S. 7f.).

Nachdem die Postreform II die Privati-
sierung ermöglicht hatte, folgten weitere
Schritte, um den deutschen Markt in Über-
einstimmung mit den europäischen Richt-
linien zu liberalisieren. In beiden Sektoren
wurde 1998 die Wettbewerbs- und Aufga-
benregulierung aus dem Postministerium
ausgelagert und der autonomen Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und
Post (RegTP), seit 2005 der Bundesnetz-
agentur (BNetzA) übertragen, die darüber
hinaus auch für die Regulierung der Strom-
und Gasmärkte sowie des Eisenbahnver-
kehrs zuständig ist. Die Bundesnetzagentur
konnte den Liberalisierungsprozess zwar
verstetigen und die Marktdominanz der
ehemaligen Monopolunternehmen aufwei-
chen, nicht aber durchbrechen. Mehr noch,
sowohl die Deutsche Telekom als auch die
Deutsche Post haben die europäische und
zum Teil auch globale Liberalisierung der
Märkte aktiv genutzt, um sich selbst zu in-
ternationalisieren (Schröter 2007, S. 83ff.;
Deckwirth 2008). Die Deutsche Post hat
sich durch den Kauf von Logistikunterneh-
men wie DHL, Danzas oder Exel zu einem
Global Player entwickelt. Von den insge-
samt 536.000 Mitarbeitern sind inzwischen
nur noch ca. 40 % in Deutschland beschäf-
tigt (Deutsche Post World Net 2007, S. 71).
Ähnliches gilt für die Deutsche Telekom;
auch sie erzielt mittlerweile über die Hälf-
te der Unternehmenserlöse im Ausland
(Deutsche Telekom 2007).
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deutschen Gasmarkt, wobei der Gastrans-
port zugleich durch einige andere Unter-
nehmen wie die BEB oder Wingas, ein Ge-
meinschaftsunternehmen von Wintershall
(BASF) und Gazprom, mit organisiert
wird. In den letzten Jahren haben die deut-
schen Energiekonzerne nicht nur in vielen
europäischen Ländern Marktanteile er-
obert (Schröter 2007, S. 79ff.), sondern
auch innerhalb Deutschlands durch die
Übernahme städtischer Versorgungsbetrie-
be ihre marktbeherrschende Position aus-
gebaut.

PRIVATISIERUNGSERLÖSE 
UND -KOSTEN

Für die öffentlichen Haushalte stellt sich
die Privatisierung auf den ersten Blick recht
positiv dar. Im Laufe der 1990er Jahre ge-
lang es dem Bund nicht nur, die Zahl der
mittelbaren und unmittelbaren Beteiligun-
gen zu reduzieren (Bundesministerium der
Finanzen 2007), sondern er konnte zwi-
schen 1996 und 2007 auch beträchtliche
Privatisierungserlöse im Umfang von etwa
100 Mrd. US $ realisieren (Tabelle 1).

Diesen Einnahmen stehen auf der an-
deren Seite aber auch erhebliche Kosten ge-
genüber. Denn bevor die ehemals staatli-
chen Unternehmen an der Börse platziert
werden konnten, mussten sie zum Teil

durch öffentliche Unterstützungsleistun-
gen – z. B. durch Entschuldungsprogram-
me, Investitionszusagen, steuerliche Ver-
günstigungen oder erhöhte Gebühren –
rentabel und wettbewerbsfähig gemacht
werden (Rügemer 2006, S. 67ff.). Diese Sa-
nierungs- und Subventionskosten lassen
sich nur schwer quantifizieren. Sie haben
jedoch mit dazu beigetragen, die Position
der deutschen Infrastrukturkonzerne in
der internationalen Konkurrenz zu stär-
ken.

2.3 FINANZKRISE ÖFFENTLICHER
HAUSHALTE: FOLGEN FÜR DIE
KOMMUNALWIRTSCHAFT

Während der Liberalisierungs- und Priva-
tisierungsprozess durch das Zusammen-
spiel von Bundesregierung, Europäischer
Kommission und privaten Dienstleistungs-
anbietern vorangetrieben wurde, verhiel-
ten sich die Bundesländer und Kommunen
– zumindest in Bezug auf die materielle
Privatisierung – zunächst zögerlicher
(Kamm 2003, S. 135ff.). Viele Länderregie-
rungen verbanden mit ihrem Besitz oder
ihren Beteiligungen an Kredit-, Verkehrs-
und Energieunternehmen oder Wohnungs-
baugesellschaften immer auch die Option
einer aktiven Industrie-, Struktur- und So-
zialpolitik. Gleiches gilt im Prinzip auch für

die Kommunen, deren Besitz- und Beteili-
gungsspektrum sehr umfassend ist: Neben
den klassischen Feldern der Kommunal-
wirtschaft – wie Energie- und Wasserver-
sorgung, Abwasser und Müllabfuhr, Öf-
fentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)
und Sparkassen – zählen hierzu auch die
Aufgaben der Gebäudebewirtschaftung,
des Kultur- und Freizeitangebots (Büche-
reien, Schwimmbäder etc.) und eine Reihe
sozialer Dienste wie Rettungsdienste, Kran-
kenhäuser, Kindergärten oder Altenheime,
die zum Teil allerdings in Kooperation mit
freien Trägern ausgefüllt werden (Bremeier
et al. 2006, S. 31).

Im Laufe der 1990er Jahre gaben viele
Länder und Kommunen ihre zum Teil pri-
vatisierungsskeptische Grundhaltung zu-
nehmend auf und sahen in der Ausgliede-
rung öffentlicher Aufgaben eine Option,
ihre Haushalte zu entlasten und den stei-
genden Investitionsbedarf zu decken. Öf-
fentliche, in Eigenregie geführte Betriebe
wurden vermehrt in privatrechtliche Un-
ternehmen umgewandelt und nach be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten re-
organisiert. Dies betraf vor allem die Stadt-
werke, den ÖPNV oder die Wohnungs-
wirtschaft. Nicht selten handelte es sich bei
der eigentumsrechtlichen Privatisierung
nur um einen ersten Schritt, dem schon
bald eine materielle Privatisierung folgte,

Tabelle 1: Entwicklung der Privatisierungserlöse sowie der Beteiligungen und des Sondervermögens 
des Bundes
Jahr Transaktions- Kapitalmarkt- Zahl der Zahl der unmittelbaren Zahl der Bundesbeteiligungen 

volumen veräußerungen Kapitalmarkt- Bundesbeteiligungen und mit einem Nennwert von mind. 
(in US $) (in US $) transaktionen Sondervermögen des Bundes 25 % und 50.000 €

1987 275,60 275,60 1 – –
1988 816,60 816,60 3 – –
1989 1.751,00 682,60 2 – –
1990 306,87 – 0 – –
1991 2.877,48 240,70 1 214 136
1992 565,09 – 0 – –
1993 563,62 – 0 209 107
1994 4.906,99 2.140,00 2 – –
1995 1.302,98 – 0 144 73
1996 13.993,48 12.487,00 1 143 74
1997 6.567,40 2.480,50 1 144 74
1998 3.282,69 814,30 2 137 70
1999 13.356,78 10.365,50 2 131 66
2000 19.373,29 17.391,80 2 128 64
2001 5.074,44 1.160,00 2 122 60
2002 420,98 – 0 120 37
2003 1.322,52 1.221,40 1 116 36
2004 15.440,70 6.321,48 2 111 32
2005 3.632,29 3.240,73 2 108 33
2006 10.546,74 1.652,20 1 112 33
2007 9.163,06 3.258,50 2 110 33
Gesamt 115.540,58 64.548,91 27

Quelle: Privatization Barometer; Bundesministerium der Finanzen.
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die sich über die Veräußerung des Immo-
bilienbestandes hinaus insbesondere auf
den Verkauf der Versorgungsbetriebe, der
Schwimmbäder und Krankenhäuser kon-
zentrierte (Hauschild et al. 2004, S. 56f.). In
den letzten Jahren mehren sich zudem
Public Private Partnerships, d.h. Projekte
einer funktionalen und zeitlich begrenzten
Ausgliederung spezifischer Teilaufgaben.
Manche Gemeinden übertragen für etwa
15 bis 30 Jahre den Bau, die Sanierung oder
die Organisation und den Betrieb öffentli-
cher Einrichtungen an Privatunterneh-
men, um im Gegenzug ihrerseits eine fort-
laufende Gebühr oder Miete zu entrichten
(Deutsches Institut für Urbanistik 2005;
Rügemer 2006, S. 93ff.).

In der Folge all dieser Maßnahmen
konnten sich die Kommunen finanziell
entlasten und zwischen 2000 und 2006 Ver-
mögensveräußerungen von durchschnitt-
lich etwa 6,5 Mrd. € pro Jahr realisieren
(Janetschek 2007, S. 11). Der Verschul-
dungsanstieg wurde hierdurch abgebremst.
Zugleich sind jedoch die öffentlichen Sach-
investitionen in den letzten beiden Jahr-
zehnten stetig zurückgegangen. Weite Be-
reiche der kommunalen Daseinsvorsorge
sind inzwischen sehr stark von privaten In-
vestitionen abhängig, die ihrerseits nur mit
Aussicht auf ansprechende Gewinne ge-
tätigt werden. Diese ökonomische Abhän-
gigkeit korrespondiert mit einem zuneh-
menden politischen Kontrollverlust (Sack
2006). Dieser manifestiert sich zum Teil be-
reits im finanzpolitisch bedingten Ver-
äußerungs- oder Auslagerungsprozess, um
sich danach zu verstetigen. So kristallisie-
ren sich auch auf der Länder- und Kom-
munalebene Elemente eines exekutivdomi-
nierten Regulierungs- und Gewährleis-
tungsstaates heraus, dessen Operations-
weise von den parlamentarischen Institu- 
tionen nur noch begrenzt überwacht und
beeinflusst werden kann.

3
Perspektiven der 
Privatisierung

Die Prozesse der Liberalisierung und Pri-
vatisierung haben sich in Deutschland seit

Mitte der 1990er Jahre beschleunigt. Nach
dem Platzen der Aktienblase in den Jahren
2001 und 2002 wurden kapitalmarktver-
mittelte Privatisierungsschritte zwar vo-
rübergehend gebremst, um anschließend
wieder Fahrt aufzunehmen. Vor allem auf
der Länder- und Kommunalebene gibt es
neben den Versorgungsbetrieben und dem
Gebäudemanagement noch viele Bereiche
der sozialen Infrastruktur – Forschungs-
und Bildungseinrichtungen, Kindergärten
oder Krankenhäuser –, die perspektivisch
privatisiert oder ausgelagert werden kön-
nen; und bundesweit schreitet die Teilpri-
vatisierung der sozialen Sicherungssyste-
me, insbesondere in den Bereichen der 
Alterssicherung („Riester-Rente“) und Ge-
sundheit, weiter voran. Gemäß dem ord-
nungspolitischen Leitbild eines modernen
und wirtschaftlich effizienten öffentlichen
Sektors sollen immer mehr Leistungen 
unter staatlicher Aufsicht nur noch von
Privatunternehmen erbracht werden. Der
Paradigmenwechsel vom Leistungs- zum
Gewährleistungsstaat verweist dabei auf
veränderte politische Organisationsnetz-
werke. Die Prinzipien und die Funktions-
weise der öffentlichen Daseinsvorsorge
werden kaum mehr durch die alten for-
distischen Netzwerke aus Regierungsver-
tretern, Verwaltungsfachleuten, parlamen-
tarischen Kontrollgremien und Gewerk-
schaftsrepräsentanten bestimmt, sondern
zunehmend durch neue Allianzen aus
marktliberalen Politikern, Consulting-
Agenturen, Finanzmarktakteuren (Share-
holdern) und privatwirtschaftlich geschul-
ten Managern.

Im Zuge der Liberalisierung und Priva-
tisierung transformiert sich daher auch das
institutionelle Gefüge, durch das das Mo-
dell Deutschland lange abgestützt wurde
(Beck/Scherrer 2005, S. 116f.). Die tradier-
ten Formen des föderalen und korporatis-
tischen Politikmanagements werden nicht
einfach hinfällig, aber nach Maßgabe mo-
dernisierungs- und wettbewerbspolitischer
Zielsetzungen neu justiert. So ist der poli-
tische Reformprozess durch einen schlei-
chenden Übergang von einem „kooperati-
ven“ zum „kompetitiven“ Föderalismus
und eine Erosion gewerkschaftlicher Mit-
sprache- und Einflussmöglichkeiten ge-
prägt. Die Elemente eines solidarischen –

regionalen und sozialen – Interessenaus-
gleichs werden hierdurch offenkundig ge-
schwächt. In vielen der privatisierten Un-
ternehmen sind ein beträchtlicher Arbeits-
platzabbau und eine vielfach verschlechter-
te Qualität der Beschäftigungsverhältnisse
zu beobachten; und auch die Qualität der
Versorgungsdienstleistungen hat – in der
Folge steigender Nutzungskosten und ei-
ner ausgedünnten Flächenpräsenz – in vie-
len Bereichen abgenommen (Hauschild
et al. 2004, S. 43ff.).

Angesichts dieser Tendenzen kam im
Januar 2008 eine Umfrage, die das Mei-
nungsforschungsinstitut Forsa im Auftrag
des Deutschen Beamtenbundes durchge-
führt hatte, zu dem Ergebnis, dass die Pri-
vatisierungsskepsis in der deutschen Bevöl-
kerung deutlich zugenommen hat. Eine
Preis- und Qualitätsverbesserung sehen die
meisten allein bei Telekommunikations-
dienstleistungen, während in vielen ande-
ren Bereichen wie z. B. der Post, der Ener-
gieversorgung und dem Bahnverkehr stei-
gende Preise und – mit Ausnahme des Pa-
ketdienstes und der Müllversorgung – auch
eine beeinträchtigte Dienstleistungsqua-
lität beobachtet werden. Doch nicht nur
dieser Stimmungsumschwung, auch die
wachsende Zahl von Volks- und Bürgerbe-
gehren, die sich auf der Landes- oder Kom-
munalebene gegen geplante Privatisie-
rungsvorhaben richten, signalisiert, dass
die Organisation und Bereitstellung von
Infrastruktur- und Versorgungsdienstleis-
tungen in den letzten Jahren vermehrt po-
litisiert wird (Mittendorf 2008). Der Priva-
tisierungsprozess stellt demzufolge nicht
notgedrungen eine Einbahnstraße dar. An-
gesichts des politischen Kontrollverlustes
und unerfüllter Effizienzerwartungen wer-
den zudem in etwa 10 % der deutschen
Kommunen Überlegungen angestellt, pri-
vatisierte Betriebe wieder zu rekommu-
nalisieren (Janetschek 2007, S. 18). Noch
handelt es sich hierbei zumeist nur um va-
ge Absichtsbekundungen. Diskurse über
eine alternative gemeinwirtschaftliche Or-
ganisation der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge entwickeln sich allenfalls ansatzweise.
Ob der laufende Privatisierungsprozess
perspektivisch aufgehalten oder sogar um-
gekehrt werden kann, bleibt daher unge-
wiss.
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